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Antrag 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
Neustrukturierung der Schulsozialarbeit in NRW 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Die jüngste Debatte zum Thema Schulsozialarbeit hat erneut deutlich gezeigt, dass Schulso-
zialarbeit ein wichtiges Instrument ist, um Chancengleichheit im Bildungssystem zu fördern. 
Die Aufgaben, die heute in der Schule erfüllt werden sollen, gehen weit über eine reine Wis-
sensvermittlung hinaus. Die pädagogische Unterstützung von Kindern und Jugendlichen aus 
allen sozialen und gesellschaftlichen Schichten wird anspruchsvoller. Vielfältige und sich dy-
namisch verändernde Herausforderungen für Kinder und Jugendliche machen eine gemein-
same und ganzheitliche Problemlösung durch die Lehrerinnen und Lehrer sowie durch die 
pädagogischen Fachkräfte, vor allem durch die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, erfor-
derlich. 
 
Aus diesem Grund muss die dauerhafte Refinanzierung der Schulsozialarbeit endlich geregelt 
werden. Momentan wird die Soziale Arbeit an Schulen aus drei Quellen finanziert. Erstens 
über die kommunale Jugendhilfe, zweitens über Landesmittel für spezifische Schulformen und 
zum dritten in Form von BuT-Mitteln des Bundes, die seit dem Wegfall der Bundesförderung 
durch die damalige rot-grüne Landesregierung aus Landesmitteln ersetzt wurden. Durch diese 
unsichere Finanzierung ist die Qualität der Schulsozialarbeit gefährdet, da z.B. Arbeitsverhält-
nisse befristet sind und dadurch eine hohe Fluktuation beim Personal gefördert wird. Es kann 
konstatiert werden, dass Schulsozialarbeit kein temporäres Instrument sein wird, um auf ge-
sellschaftliche Herausforderungen zu reagieren, sondern ein dauerhafter Bestandteil im Schul-
system sein muss.  
 
II. Der Landtag stellt fest: 
 
Um diesen Herausforderungen gerecht zu werden, sind multiprofessionelle Teams aus Lehr-
kräften, Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern, Sonderpädagoginnen und Sonderpädago-
gen, sowie anderen Professionen der Jugendhilfe und weiteren Akteuren an unseren Schulen 
unabdingbar. 
 
- Diese müssen ein fester und integraler Bestandteil des Schulteams werden und mit dem 

Kollegium auf Augenhöhe agieren.  
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- Gleichzeitig müssen die pädagogischen Fachkräfte unabhängig arbeiten und ihre Aufga-
ben im Rahmen der Jugendhilfe erfüllen können.  

- Sowohl die Schule als auch die Schulsozialarbeit müssen eine Sozialraumorientierung 
aufweisen. 

 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf ein Gesamtkonzept mit folgenden Eck-

punkten vorzulegen:  
 
- Es ist dringend notwendig, dieses komplexe Finanzierungssystem zu beenden und klare 

Verantwortlichkeiten zu regeln.  
- Die Schulsozialarbeit muss auskömmlich finanziert werden. 
- Es müssen einheitliche Qualitätsstandards für die Schulsozialarbeit festgelegt werden. 
- Die Fachaufsicht und Dienstaufsicht müssen geklärt werden. 
- Es bedarf eines verbindlichen Betreuungsschlüssels, der mittels eines Sozialindex kon-

kretisiert werden muss.  
- Für die Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter müssen gesicherte Arbeitsver-

hältnisse und Möglichkeiten des beruflichen Aufstiegs geschaffen werden. 
- Schulsozialarbeit muss gesetzlich verankert werden und die Zuständigkeit und Koordina-

tion der Schulsozialarbeit geregelt werden. Folgende Modelle wären z.B. denkbar und 
sollen geprüft werden:  
 

 An einigen Schulen in NRW wird die stellvertretende Schulleitung durch eine Sozial-
arbeiterin oder einen Sozialarbeiter bzw. Sozialpädagoginnen oder Sozialpädagogen 
oder ähnliche in der Jugendhilfe angesiedelte Berufe gestellt.  

 Ein weiterer fachlicher Ansatz, welcher auch von der Enquetekommission zur Zukunft 
der Familienpolitik in Nordrhein-Westfalen empfohlen wurde, ist die Weiterentwick-
lung von Grundschulen als Familienzentren, analog zu den Familienzentren im Be-
reich frühe Hilfen. 
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